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Nackte Panik 
bei den 
»Demokraten«! 


X. daß dieser Vorgang 
unverzeihlich ist und deshalb auch 
das Ergebnis wieder rückgängig 
gemacht werden muß!« 


Befehl aus Südafrika der Noch-Kanzlerin Merkel nach einer demokratischen Wahl in der BRDeutschland 
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Das offene Wort 


Diktierte Demokratie 
oder demokratische 
Diktatur? 


Es ist nicht leicht, die Un- 
terschede zu beurteilen. 
Wenn die Kanzlerin einer 
Demokratie, viele Jahre als 
»mächtigste Frau der Welt« 
gefeiert, per Dekret verfügt, 
das Ergebnis einer freien 
Wahl freigewählter Volksver- 
treter »rückgängig« zu ma- 
chen, muß man über diese 
Begriffe nachdenken. 


Nachdem der Verfassungs- 
schutzpräsident Maaßen, 
der sich dem Recht verpflich- 
tet sah, auf Druck des verei- 
nigten linksgrünen Parteien- 
kartells abserviert worden 
war, widmet sich der neue 
Präsident Thomas Halden- 
wang weniger dem Schutz 
der verfassungsmäßigen 
Grundrechte, sondern ver- 
stärkt dem »Kampf gegen 
rechts«. 


»Unsere Geschichte be- 
zeugt, daß Demokratien 
scheitern können, wenn 
sie durch ihre Gegner von 
innen heraus zerstört wer- 
den.« 


Da hat er wohl recht, der 
Herr Präsident, nur richtet 
er seine Warnung an die fal- 
sche Adresse! Nicht nur die 
vom Möchtegern-Kanzler- 
kandidaten Merz (CDU) als 
rechtes »Gesindel« bezeich- 
neten Volksvertreter, auch 
Staatsrechtler und Richter, ja 
sogar linke Demokraten äu- 
Berten Bedenken über diese 
verfassungswidrige Verfü- 
gung der Bundeskanzlerin, 
das Ergebnis einer Minister- 
präsidentenwahl rückgängig 
zu machen. 


Da kann einem schon bange 
werden um die Demokratie, 
fürchtet 

Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Ein Putsch von oben 


In südamerikanischen und afri- 
kanischen Ländern war und ist 
es nicht unüblich, daß sich — vor- 
rangig durch Obristen — an die 
Macht geputscht wird. In Erman- 
gelung von Obristen, denen es 
in Deutschland bekanntermaßen 
an Schneid mangelt, übernimmt 
die Regierungschefin Angela 
Merkel diese Aufgabe selbst. 


Nach der demokratischen, aber 
nicht mit ihr abgestimmten Wahl 
eines neuen Ministerpräsiden- 
ten in Thüringen, erklärte sie par 
Ordre du Mutti aus Südafrika, 
»... daß dieser Vorgang unver- 
zeihlich ist und deshalb auch 
das Ergebnis wieder rückgän- 
gig gemacht werden muß«. 


Wenige Stunden nach der »In- 
tervention« der Kanzlerin gab die 
FDP in Erfurt dem Druck nach. 


»Dammbruch«, »Tabubruch« 
und ähnliche Horrorvokabeln 
konnte man lesen und hören, 
weil nicht so gewählt wurde, wie 
es sich die Herrschenden ge- 
wünscht und vermutlich vorher 
abgesprochen hatten. 


Was Merkel der Demokratie mit 
ihrem »Befehl« angetan hat, 
grenzt an Zivilisationsbruch. 


Nachdem der gewählte Mini- 
sterpräsident Kemmerich (FDP) 
zurückgetreten wurde, ging es 
erst richtig los. Kleine verspreng- 
te, aber umso entschlossene- 
re Häuflein »Aktivisten« zogen 
wohlorganisiert durch deutsche 
Städte. FDP-Büros wurden be- 
schmiert, Mandatsträger be- 
droht. Thomas Kemmerich und 
seine Familie mußten unter Po- 
lizeischutz gestellt werden, seine 
Kinder konnten nur unter Bewa- 
chung zur Schule gehen. 


Wehe, den Blockparteien geht 
etwas gegen den Strich — dann 


SPIEGEL DER ZEIT 


steht die selbsternannte »Zivil- 
gesellschaft« auf und dann wird 
nicht mehr diskutiert, dann läßt 
man Taten sprechen. 


Unter dem Schutz der »Omas 
gegen Rechts« können die ver- 
mummten Gewalttäter der An- 
tifa sich austoben und sich des 
Wohlwollens der Medien und ei- 
nes Großteils der Nomenklatura 
in der BRD sicher sein. 


Nach den Morden eines irren Fa- 
natikers in Hanau sind endgültig 
alle Dämme gebrochen. Der sich 
gegen alle Patrioten in Deutsch- 
land richtende Haß und die Het- 
ze scheinen grenzenlos. 


Man müsse »Brandmauern« 
gegen rechte Gesinnungen er- 
richten, heißt es unisono von der 
CSU bis zur Antifa. 


Ja, auch wir sind der Meinung, 
daß »Brandmauern« gezogen 
werden müssen — und zwar ge- 
gen alle, die die Demokratie und 
das im Grundgesetz genannte 
»deutsche Volk« abschaffen wol- 
len! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Es war ein schlech- 
ter Tag für die De- 
mokratie, es war 

ein Tag, der mit den 
Werten und Überzeu- 
gungen der CDU ge- 
brochen hat und es 


muß jetzt alles getan 


werden, damit deut- 
lich wird, daß dies in 
keiner Weise mit dem 
was die CDU denkt 
und tut in Überein- 
stimmung gebracht 
werden kann.« 


Noch-Kanzlerin Merkel in ih- 
rem Befehl aus Südafrika 
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Jetzt brechen wahrlich alle Dämme! 


Reihsgefeßblatt 


Teil I 


Die furchtbare Tat eines geistig 
verwirrten Mannes, der zehn un- 
schuldige Menschen in Hanau 
ermordete, dient der herrschen- 
den Klasse, um mit allen abwei- 
chenden Meinungen »reinen 
Tisch« zu machen. 


So wie der Reichstagsbrand im 
Februar 1933 der auslösende 
Moment für die Nationalsozia- 
listen war, die Grundrechte der 
Weimarer Republik außer Kraft 
zu setzen, ist zu befürchten, 
daß es diesmal für das vereinte 
Links-Kartell der Amok-Lauf in 
Hanau sein wird, durch den die 
demokratischen Freiheiten der 
BRD eingeschränkt werden. 


Einen Titel für die dementspre- 
chende Verordnung hätten wir 
auch schon: »Verordnung des 
Bundespräsidenten zum Schutz 
von Volk und Staat«. 


Es wird von der Politik und den 
Systemmedien versucht, jede 
abweichende Meinung zum 
Verstummen zu bringen, indem 
man sie in eine Reihe mit einem 
wahnsinnigen Mörder stellt. 


Claudia Roth von den Grünen 
und immerhin Vizepräsidentin 
des Deutschen Bundestages, 
steckte den Rahmen in der Iliner- 
Talkrunde vom 20.2.2020 schon 
einmal ab. 


Angst vor »den Rechten« müß- 
ten haben: »Muslime, Juden, 
Sinti und Roma, Schwule und 
Lesben«. Hätte die Sendezeit 
ausgereicht, wären ihr sicher 
noch mehr »Ausgegrenzte« ein- 
gefallen. Die wegen der aktuel- 
len Ereignisse schnell einberufe- 
ne Runde gab nur einen kleinen 
Vorgeschmack auf die Dinge, die 
seitdem auf uns niederprasseln. 


Die Meinungs- und Pressefrei- 
heit ist im hohen Maße durch die 
gefährdet, die vorgeben sie zu 
schützen! 

Die befohlene Annullierung der 
Wahl zum Ministerpräsidenten 
von Thüringen durch Angela 


1933 


Juhalt: Worwag dr Resspräßtenien pn Shog von Bell und Etaat. 


Ausgegeben zu Berlin, den 28. Februar 1933 


Nr. 17 


Uem 28, Jeme 1983.....++ 


Berorduumng des Neidipräftenten zum Schub vom 
Bolt und Staat. Bom 28. Februar 1933. 


Muf Grund Hed Artit 48 Abf.2 der Reihe 
verfaffung wird zur Afoegr fommaniftifder frats 
higrdenter Ormwaltatte folgende verordnet: 


$1 \ 
Die Artifel 114, 115, 117, 118, 123, 124 usb 
153 der Verfaffung dei Deutiden Neha inerden 
bit anf weiteres außer Kraft geieht. E$ find baber 
efdiräntungen der perlönlichen Freiheit, bed Netë 
brr freien Meinungssußerung, einilichikh der 
Greffefreißelt, bes Berint umb Verfammlungd- 
rechts, Eingriffe in das Brief, Vof, Telegraphen- 
und Demfpredbgebeimnis, Anordnungen von Hout- 
fuhungen und won Beihlagnakınen fansie Behhrän- 
fungen de Cigentums auch außerhalb ber fonft Hier- 
für beftimmten gefehlichen Grenzen zuläflig. 
$2 
Werben In ciarn Cande die zar Wirberberftellung 
der òffentliden Sicherheit und Ordnung mötigen 
Nıfimabınen nicht petrofien, jo fanm die Reiche 
regierung infomeit die Vefugniffe der oberficn Cam 
destwhörde porüberpehend wahrnehmen, 


$3 
Die Behörden der Ciater md Gemeinden (Ge 
meinbenerbänte) Haben den auf Grund des § 2 er- 
lofienen Anerbnumgen ber Reichörenkerumng im 
Magmen ihrer Zuftändigfeit Fotze am lelften. 
$4 
Wer den vom bem oberiten Bambeitchörben oder 
den ißmen nadgeorbueten Behörden jur Durd- 
fisrung biefer Sesorbnung erlaffenen Anordnungen 
ober ben von ber Rebhpöregierung gmi 52 er 
lLafienen Mnnrhmmnen tunmiderhamdelt nier wer m 
Merkel war zwar nicht der erste 
Versuch, geltende demokrati- 
sche Grundregeln zu brechen, si- 
cher aber der auch für die Offent- 
lichkeit nachvollziehbarste. Nach 
diesem »Dammbruch« — diesmal 
war es wirklich einer — ergeben 
sich die weiteren Schritte hin zu 
einer »gelenkten Demokratie« 


wie von selbst. 


Wenn es nicht so zynisch wäre, 
könnte man den Amoklauf von 
Hanau als zeitlich ideal passend 
bezeichnen. 


Was spielen jetzt noch die Turbu- 
lenzen im thüringischen Landtag 
eine Rolle, das Führungscha- 
os in der CDU, die abflauende 
Wirtschaftsleistung in unserem 
Land, das sich gegen Rußland 
richtende und gerade stattfin- 
dende NATO-Großmanöver 
»Defender 2020« oder die unge- 
lösten Migrationsprobleme - al- 


Wer zu einer gemeingefährlichen Susiterhandblung 
(XEF. 2) auffordert ober amrelzt, wird mit Zucht» 
banë, bei mildermden Umftänden mit Gefängnis nicht 
unter drei Monaten beitraft. 

$5 

Mit dem Tode find die Verbrechen zu beftrafen, 
die ind Strafgejehbwh in ben 33 31 (Hoderrrat), 
220 (Biteteitringung), 307 (Brandftiftung), 311 
(Erlofion), 312 (Oberfhwenmung), 315 %bf. 2 
Ken von Eifenbahnanlagen), 324 
meingefährlige Vergiftung) mit Ichenälangemn ugt- 
hans brbroht. 

Wit dem Tote ober, fomweit micht biäber cine 
idwerere Etrofe amgebroht iR, mit lebrmslan 
Suchthans oder mit Zuchtbans bis zu 15 Jahren 
wird befiraft: 

1. Wer të unternimmt, den Reihapräfidenten ober 
ein Mitglied ober einen Kommifar der Reihs 
regierung ober cimer Bambeöregierung zu töten 
ober wer zu einer folden Tötung aufferbert, 
fi erbietet, ein foldet Erbieten annimmt ober 
eine fole Törumg mit einem anderen verabtrbtt) 

2, wer in dem Fällen bed § 115 Abf. 2 des Straf» 
nefehbuda (dimerer Mufrubr) oder de § 125 
Abi. 2 des Strafnefehbwhs (idnverer Candfrie 
denäbruc) die Tat mit Waffen oder in beruuß- 
tem und gemolltem Zufammenvirten mil einem 
Berafineten begeht; 

3. wer eine freibeitäberaubung ($ 230) des Straf 
oefehkudt im ber Mbfücht begeht, jich des ber 
srreibelt Weraubten als Geifel im politifd;en 
Rompfe ju bedienen. 

7 56 

Diefe Nerorbuumg tritt mit dem Tage der Ber 

fünbung in Kraft. 


les »Peanuts«, jetzt gilt es den 
Kampf gegen jede patriotische 
Regung in diesem Land unter 
der Fahne des Antifaschismus 
aufzunehmen. 


Hinter der Maske der Betroffen- 
heit wird nun abgerechnet, und 
dabei werden keine Gefangenen 
gemacht! 


Die Bild-Zeitung oder Die Welt, 
Tichy, Broder oder Sarrazin wer- 
den in die gleiche faschistische 
Ecke gestellt wie jeder AfD- 
Wähler oder jeder AfD-Politiker. 
Der Ruf nach der Überwachung 
der AfD durch den Verfassungs- 
schutz wird immer lauter, um so 
einen unbequemen und erfolg- 
reichen politischen Gegner zu 
liquidieren. 


Die mörderische Tat ist mensch- 
lich eine Tragödie — politisch ist 
sie für die Demokratie eine Ka- 
tastrophe! 


ZURÜCK IN DIE VERGANGENHEIT? 
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»Die Kloschüssel als 
Instrument der Politik« 


»Genau eine Woche nach der 
Ministerpräsidentenwahl in Thü- 
ringen, die nicht zu seinen Gun- 
sten ausgegangen ist, hat sich 
Bodo Ramelow von der Linken 
offenbar "vertweetet". Auf die 
Frage eines "Followers", warum 
sich Ramelow freiwillig zur Wahl 
gestellt hat, obwohl er wußte, 
daß er keine Mehrheit habe, ant- 
wortete der Ex-Ministerpräsident: 


"Weil ich seit dem 23. Dezember 
2019 dazu mit Mike Mohring in- 
tensive Gespräche geführt habe. 
Dazu kommt ein gesonderter Ge- 
sprächspartner aus der FDP." 


Ramelow scheint also aus die- 
sen Gesprächen die Gewißheit 
gewonnen zu haben, daß seine 
Wahleine abgekartete Sache sei. 


Auf eine Nachfrage desselben 
"Users", ob er aus diesen Ge- 
sprächen Hoffnung geschöpft 
habe, erwiderte Ramelow: "Nein, 
aber ein Verständnis dafür, daß 
vier Abgeordnete zur Toilette ge- 
hen [...] so war's durchdiskutiert". 


So etwas habe er selbst schon 
unter der Regierung eines seiner 
Vorgänger, des Ministerpräsiden- 
ten Dieter Althaus, praktiziert, als 
der nur eine Stimme Mehrheit 
hatte. Man nenne das "Pairing". 


Abgesehen von der ebenso hek- 
tischen wie unglaubwürdigen 


Versicherung, daß man die Klo- 
Variante nur unter Rot-Rot-Grün 
diskutiert hätte und nicht mit der 
CDU, desinformiert Ramelow sei- 
ne "Follower". "Pairing" gibt es im 
Parlament wirklich. Es kann zwi- 
schen Koalition und Opposition 
bei knappen Mehrheitsverhältnis- 
sen vereinbart werden, wenn die 
etwa durch Krankheit verschoben 
sind, man eine Abstimmung aber 
nicht von einer Zufallsmehrheit 
abhängig machen will, die später 
wieder korrigiert werden muß. 


Ministerpräsident Althaus hatte 
aber die Mehrheit, ihm fehlten 
nicht vier Stimmen, wie der Min- 
derheitskoalition von Ramelow. 
Man kann also nicht von "Pairing" 
sprechen, wenn durch bewußt 
herbeigeführte Abwesenheit von 
Mitgliedern der oppositionellen 
Parlamentsmehrheit eine Wahl 
des Minderheitskandidaten ge- 
sichert werden soll. Das ist pure 
Manipulation des Wählerwillens. 


In Anbetracht der offensichtlichen 
Überraschung Ramelows bei der 
Verkündung des Wahlergebnis- 
ses, scheint er sich doch auf ei- 
nen "Deal" verlassen zu haben, 
der dann nicht eingehalten wur- 
de. Nur so läßt sich seine aus- 
fällige Reaktion erklären, die auf 
Focus Online nachzulesen ist: 


Allen, die sich jetzt um die Demokratie sorgen, 
möchte man sagen: Das ist Demokratie! Was im 
Erfurter Landtag stattgefunden hat, ist eine freie 
Wahl, und darüber hinaus hat ein liberaler und 
bürgerlicher Kandidat diese Wahl gewonnen. Es gibt 


keinen pnlausiblen Grund, das Ergebnis moralisch zu 
verurteilen. Im Gegenteil, es ist geradezu irritierend, 
wenn man sieht, wie sich bürgerliche Politiker von 
der Union und der FDP genieren und sich öffentlich 
von ihren Thüringer Kollegen distanzieren.« 


Neue Zürcher Zeitung/nzz.ch, 5.2.2020 


DER TOILETTEN-DEAL 
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Vera Lengsfeld, von 1990 bis 2005 
Mitglied des Bundestages, von den 
Grünen zur CDU gewechselt. Hier 
ein Beitrag aus ihrem Internet-»Blog« 
www.vera-lengsfeld.de 


"Da fühlte ich mich richtig ver- 
arscht [...] Ich wollte nicht glau- 
ben, daß ich Teil eines solch wi- 
derlichen Spiels geworden bin. 
Ich habe mich zum Trottel ge- 
macht, weil ich dachte, ich rede 
mit Demokraten." 


Vorher hatte er gesagt, er hätte 
gedacht, ein paar Abgeordnete 
von CDU und FDP würden sich 
enthalten. Wenn man nur ge- 
dacht hat, kann man sich aber 
nicht verarscht fühlen. So ein Ge- 
fühl hat man nur, wenn es einen 
"Deal" gab, der nicht eingehalten 
wurde. Es sieht also ganz so aus, 
als hätte es den Toilettendeal mit 
Mike Mohring von der CDU wirk- 
lich gegeben, der hätte sich aber, 
um im Bild zu bleiben, als Griff 
ins Klo erwiesen. 


Der ganze Vorgang wirft ein 
neues Licht auf die Wahlwieder- 
holung. Wenn sich beim Termin 
plötzlich vier Abgeordnete der 
CDU oder FDP krank melden, 
kann man davon ausgehen, daß 
wieder auf dem Klo oder anders- 
wo "gedealt" wurde. Die Forde- 
rung nach einer öffentlichen Do- 
kumentation der Garantie einer 
Wiederwahl Ramelows hat die 
Linke ja bereits auf den Tisch ge- 
legt. Da lob ich mir das Zettelfal- 
ten in der DDR. Das war wenig- 
stens ehrlich.« 

Vera Lengsfeld 
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Die »Westliche Wertegemeinschaft« 


Der Begriff der »Westlichen Wer- 
tegemeinschaft« wird immer 
dann herangezogen, wenn es 
gilt, etwas zu verschleiern, zu be- 
schönigen oder zu vertuschen. 


Unter dieser Flagge wurden unter 
anderem die Terrorangriffe gegen 
Deutschland, den Irak, Libyen 
und ... und ... und ... geflogen. 


Immer, wenn der Segen der 
Demokratie den Völkern aufge- 
zwungen werden soll, spielen 
»Menschenrechte« und »Befrei- 
ung« — von wem oder was auch 
immer - eine entscheidende Rol- 
le. 


In den meisten Fällen werden die 
Menschen als erstes vom Leben 
und anschließend von Hab und 
Gut befreit, um dann untertänigst 
die Errungenschaften der »West- 
lichen Wertegemeinschaft« ge- 
nießen zu dürfen. 


Wie so oft ist es der Herrschafts- 
schicht an der US-amerikani- 
schen Ostküste gelungen, mit 
einer Worthülse die Welt zu täu- 
schen. Ungehemmter Kapitalis- 
mus, als Individualismus verkauf- 
ter Egoismus und die Mär von 
der Gleichheit aller Menschen 
werden mit Hilfe der willfährigen 
Medien weltweit als die Lösung 
aller Probleme verkauft. 


Aber wehe, wenn sich Wider- 
stand regt! Dann ist es ganz 
schnell vorbei mit der »Mensch- 
lichkeit«. Dann wird die Faschis- 
mus- oder die Rassismus-Keule 
hervorgeholt. 


Widerspruch wird nicht geduldet, 
andere Meinungen gelten nicht 
und ungeplante Wahlergebnisse 
werden annulliert. 


Zwei besonders häßliche Bei- 
spiele »demokratischen Verhal- 
tens« sieht man auf den neben- 
stehenden Bildern. 


Die durch das gescheiterte »Im- 
peachment«-Verfahren (Amts- 
enthebungsverfahren des ameri- 
kanischen Präsidenten) arg ge- 
beutelte Nancy Pelosi, Spreche- 


rin des Repräsentantenhauses, 
zerreißt in kalter Wut das Rede- 
manuskript von Donald Trump 
nach dessen Rede. 


Aber auch in Deutschland re- 
agiert die „demokratische Linke« 
schon mal trotzig. Nach der ers- 
ten verlorenen Wahl von Bodo 
Ramelow zum Ministerpräsiden- 
ten von Thüringen schmiß die 
Fraktionsvorsitzende der Linken, 
Susanne Hennig-Wellsow, dem 
frisch gewählten Ministerprä- 
sidenten Thomas Kemmerich 
(FDP) die Blumen vor die Füße. 


Auch hier, wie bei Pelosi, war die 
Enttäuschung groß. Statt, wie 
wahrscheinlich abgesprochen, 
einige CDU-Abgeordnete wäh- 
rend der Abstimmung auf die 
Toilette gingen, hatten alle für 
den FDP-Mann Kemmerich ge- 
stimmt. Ungeheuerlich! 


Und so ließen, wie in einer »West- 
lichen Wertegemeinschaft« üb- 
lich, sofern nicht alles nach Plan 
verläuft, diese »Damen« ihrer 
Wut freien Lauf. 


Wehe uns, sollten sie jemals 
Macht erlangen! 


VORBILDER DEMOKRATISCHER WERTEKULTUR? 


»Das isteein Dammbruch. 
CDU und FDPiin Thüringen 
haben bewußt einen 
Ministerpräsidenten mit den 
Stimmen derAfD gewählt. 
Niemand' kanni sagen, er.habe 
das nicht gewußt. Wir sind 
entsetzt von der Ruchlosigkeit 
und Verantwortungslosigkeit von 
CDU und’ FDRlin Thüringen.« 
£ Annalena Baerbock (Grüne) 
n AA 
»Das ist mehr als ein Tabu- 
Bruch. Das gefährdet unsere 
Demokratie. Jetzt müssen die 
wehrhaften Demokraten in den 
Bundesparteien von CDU und 
FDP Farbe bekennen ...« 


Malu Dreyer (SPD) 


»Die Wahlallianz von FDP, 
CDU und Höckes AfD ist 
ein Kulturbruch in der 
Geschichte der Bundesrepublik ‚77 
Deutschland. Ich bin aufrichti 
erschüttert, daß dies möglich 
war und erstmals an Zeiten in 
der Weimarer Republik erinnert, "™ 
übrigens genau vor 96 und vor 
90 Jahren in Thüringen.« 
GregoniGysi (SED/PRDSiLinke) 


che gelernt: 75 Jahre 
m der Befreiung von 
Me En 75 Jahre nach 
s = ae von Faschismus 
an lonalsozialistischer 
> reckensherrschaft: 
TR: ul iche “Parteien 
ih = in Thüringen wieder 
P ji Rechtsextremisten 
S IStimehr als nur ein i 
Tabubruch.« 


Georg Restle (Monitor/ARD) 


»Ich hatte im Moment: den Entschei- 

dung Tränen in den Augen, ich ‚mußte 

an.die Überlebenden und/die/Kranze in 

Buchenwald denken, dem ehemaligen 
Konzentrationslager‘ in.Thüringen-« 

Bodo Ramelow, (PDsSilinkel 

abgewählter Ministerpräsident) 


»CDU ur 
rechtsextren 
Prozent-Man 

in Thüringe 
Sündenfall uns 
Wer mit den F 
gefährdet un: 


„C 
inger (Linke) 


Bernd Riex 


erschluß von CDU & 
igt: Die Republik 
[...] Unser Land 
Partei regiert, 


»Der Schult 
FDP mit AfD ze 
ist in Gefahr. 


wird von einer 
die offenbar nicht auf dem 


i S 
antifaschistischen Konsens de 


teht.« 
Grundgesetzes S 
z Kippihg (PDSlLinke) 


~  zumMinisterpräsidenten 


z ; -i úo’ Wählenizullassen, ist komplett 
SSA CoN lean, Verantwortungslos. ee die 
a Graden, Zu, AfD/müssen alle Demokraten 
era, ale, Linke geschlossen/zusammenstehen. 

Millionen weitere, in Weridasjnichtiversteht hat 


ur 2 
aus unserer;Geschichteinichts 
Senjamin.Immanuel/kioft(PDSnlinkey gelernt« | 
Leiter/derinhüringer, Staatskanzlei) Heiko/Maas (SPD) 


d FDP machen mit der 
en Höcke-AfD einen Fünf- nichtAdaßälihüringen) 
zum Ministerpräsidenten m]heutigenhlag] 


n. Das ist DER politische mer RO oem gewordenlist. 
erer Nachkriegsgeschichte. 3 u stelunglEl De 
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Kurzmeldungen aus Absurdistan 


»Haß« 


»Der moralische Inhalt 
des Hasses ist abhängig 
vom Gegenstand, auf 
den er gerichtet ist, und 
kann von daher wertvoll 
und erhaben oder klein- 
lich und niedrig sein. 


Haß zielt immer auf die 
aktive Auseinanderset- 
zung mit dem gehaßten 
Gegner, begnügt sich 
nicht mit Abscheu und 
Meidung, sondern ist oft 
mit dem Bedürfnis ver- 
bunden, ihn zu vernich- 
ten oder zu schädigen. 


Haß ist ein wesentlli- 
cher, bestimmender 
Bestandteil der tscheki- 
stischen Gefühle, eine 
der entscheidenden 
Grundlagen für den lei- 
denschaftlichen und 
unversöhnlichen Kampf 
gegen den Feind. 


Seine Stärkung und Ver- 
tiefung in der Praxis des 
Klassenkampfes und an 
einem konkreten und re- 
alen Feindbild ist Aufga- 
be und Ziel der klassen- 
mäßigen Erziehung. 


Haß ist zugleich ein dau- 
erhaftes und stark wir- 
kendes Motiv für das 
Handeln. Er muß daher 
auch in der konspirati- 
ven Arbeit als Antrieb 
für schwierige operative 
Aufgaben bewußt einge- 
setzt und gestärkt wer- 
den.« 

Ministerium für Staatssicherheit, 


Wörterbuch der politisch- 
operativen Arbeit 1985 


»Giftiger Abschaum« 
Der neue Ostbeauftragte der 
Bundesregierung, Marco Wan- 
derwitz (CDU), plant »dem Osten 
den Spiegel vorzuhalten«. 


Als Nachfolger des geschaßten 
Christian Hirte will er zeigen, wo 
es in Zukunft langgeht. 


Gegenüber der evangelischen 
Nachrichten-Agentur idea äußer- 
te er seine Bedenken über die 
Demokratiefähigkeit der Mittel- 
deutschen. Dies sei »ein echtes 
Problem« — selbstredend spricht 
er von Ost- und nicht Mitteldeut- 
schen. Außerdem fehlen seiner 
Ansicht nach den Mitteldeut- 
schen die Kompromißfähigkeit 
und das Verständnis für »Minder- 
heitenrechte«. 


Richtig aufräumen möchte er mit 
der AfD: Er sei »willens und wild 
entschlossen«, sich den »ganzen 
rechtsradikalen, furchtbaren Sa- 
chen, die die da machen, regel- 
mäßig zu stellen«. Auch für die 
AfD-Wähler gibt es kein Pardon: 
»Es gibt keine Entschuldigung 
mehr, AfD zu wählen.« 


Seine Empfehlung für dieses 
neue Amt hat er bereits 2018 ab- 
gegeben: »Die AfD und Gauland 
sind giftiger Abschaum« — eine 
Aussage, an der er noch heute 
festhält und die zeigt, was von 
ihm zu erwarten ist. 


Nun liegt uns nichts ferner als ein 
Vergleich mit dem »Reichsmini- 
sterium für die besetzten Ostge- 
biete« — aber der eine oder ande- 
re historisch Bewanderte könnte 
schon auf solch eine Idee kom- 
men ... 


FDP fühlt sich bedroht 


Wenn es um unliebsame Par- 
teien und Vereine geht, macht 
man in »demokratischen« und 
»liberalen« Parteien gern ge- 
meinsame Sache mit haßer- 
füllten (Anti-)Faschisten oder 
schaut diskret weg. Wird man 
aber selbst zur Zielscheibe, fängt 
das große Heulen an: 


Lorenz Deutsch, Kölner FDP- 
Vorsitzer und Landtagsabgeord- 
neter, nimmt nun »mit Entsetzen 
wahr, daß wir zur Zielscheibe 
antifaschistischer Proteste und 
Übergriffe werden. Nachdem letz- 
ten Mittwoch unsere Fraktionssit- 
zung im Rathaus gestürmt wur- 
de, wird aktuell ein Stammtisch 
der Lindenthaler FDP unmöglich 
gemacht. Ein antifaschistisches 
Bündnis ruft zur Demonstration 
auf. Nach den Ereignissen der 
Woche haben wir in Absprache 
mit dem Staatschutz die Veran- 
staltung räumlich verlegt. Unsere 
Veranstaltungen sollten besser 
nicht mehr Öffentlich gemacht 
werden. 


Ich finde es unerträglich, daß 
sich die Mitglieder unserer libe- 
ralen Partei nicht mehr öffent- 
lich treffen können. Nach den 
Ereignissen der letzten Woche 
bestehen erhebliche Zweifel an 
der Friedlichkeit solcher Proteste 
und unsere Mitglieder fühlen sich 
bedroht. Eine solche Einschrän- 
kung der demokratischen Öffent- 
lichkeit ist völlig inakzeptabel.« 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 
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Die Saat geht auf 


»Der Bundesvorsitzende der 
WerteUnion, Alexander Mitsch, 
hat in kurzem Abstand zwei un- 
terschiedliche, ermnstzunehmende 
Gewaltandrohungen erhalten. 
Unter anderem wurden in den 
Briefkasten seines Privathauses 
Haßschreiben mit Andeutung von 
Waffengewalt eingeworfen. Poli- 
zei und Staatsschutz gehen von 
einer ernsten Bedrohung durch 
Linksextremisten beziehungs- 
weise "Antifa"-Kreise aus. 


Diese unfaßbare Gewaltdrohung 
ist der vorläufige Höhepunkt ei- 
ner in der Geschichte der Bun- 
desrepublik bislang einzigartigen 
Hetzkampagne gegen einfache, 
rein ehrenamtlich tätige Mitglie- 
der von CDU und CSU. 


Diese Kampagne begann mit 
diffamierenden Äußerungen eini- 
ger CDU-Politiker, wie etwa dem 
ehemaligen CDU-Europaabge- 
ordneten Elmar Brok, der die 
WerteUnion als "Krebsgeschwür" 
bezeichnete, das man (so wört- 
lich), "mit aller Rücksichtslosig- 
keit bekämpfen" müsse. Auch 
andere CDU-Politiker, wie der 
saarländische Ministerpräsident 
Tobias Hans äußerten sich ab- 
wertend ...« 

Pressemitteilung vom 19.2.2010 


»Druck von oben« 


Stefan Jagsch wurd am 
5.9.2019 mit den Stimmen von 
CDU, SPD und FDP im Ortsbei- 
rat einstimmig (bei zwei Abwe- 
senden) zum Ortsvorsteher des 
Ortsteils Waldsiedlung der hes- 
sischen Gemeinde Altenstadt ge- 
wählt. 


Eigentlich ein stinknormaler de- 
mokratischer Vorgang, der den- 
noch die Grundfeste der Bundes- 
republik zu erschüttern drohte: 
Jagsch, der von den Anwohnern 
als »aufrichtig« und vom Ortsbei- 
rat als »kollegial« eingeschätzt 
wird, ist aktiv in der NPD. 


Auferstehung der SED? 


Während sich die CDU aus Angst vor ihrer Wählerschaft noch 
ziert, offen mit der Linkspartei zu kooperieren, ist die SPD 


schon einen Schritt weiter. 


Schleswig-Holsteins SPD-Fraktionschef Ralf Stegner hat sich 
kurz vor Weihnachten für einen Zusammenschluß mit der Linken 


ausgesprochen: 


»Aber auf Sicht nützt die politische Spaltung der demokratischen 


Linken nur den Konservativen und rechtsextremen Parteien.« Not- 
wendig sei eine »zivile Debatte« über eine Fusion von SPD und 
Linkspartei. »/Ich empfinde es nicht als Normalzustand, daß die 


politische Linke aufgesplittert ist.« 


Auch Oskar Lafontaine, Ex-SPD-Vorsitzender und Fraktionsvor- 
sitzender der Linken im Saarländischen Landtag, stieß ins gleiche 
Horn. Er halte eine Fusion für »wünschenswert«, allerdings fehl- 
ten noch »Politiker in beiden Parteien, die diese Vereinigung für 


sinnvoll erachten«. 


Ein medial befeuertes, poli- 
tisches Kesseltreiben gegen alle 
Ortsbeiräte setzte ein. 


»Das ist für mich nicht hin- 
nehmbar und muß vor Ort kor- 
rigiert werden.« 

Paul Ziemiak, CDU-Generalsekretär 


»Die Entscheidung in Alten- 
stadt ist unfaßbar und mit 
nichts zu rechtfertigen. Sie 
muß sofort rückgängig ge- 
macht werden.« 

Lars Klingbeil, SPD-Generalsekretär 


Diesem »Druck von oben« hielten 
die Ortsbeiräte nicht stand und 
wählten ihn notgedrungen nach 
sechs Wochen wieder ab. 


Die »friedlichen« (Anti-)Faschis- 
ten blieben ebenfalls nicht untä- 
tig. Ein Mordaufruf zeigt deutlich, 
aus welcher Ecke die Gewalt 
kommt: 


Linkes Selbstverständnis 


Eine Facebook-Meldung der Lin- 
ken in Königswinter zeigt, daß 
es in der Bundesrepublik keine 
Abgrenzung zwischen militanten 
(Anti-)Faschisten und der sich 
»demokratisch« gebenden Links- 
partei gibt. 

Bastian Reichardt, Geschäftsfüh- 
rer des Kreisverbandes Rhein- 
Sieg und Bürgermeisterkandidat 
für Königswinter, drohte CDU und 
FDP mit gewalttätigen Konse- 
quenzen für den Fall einer mög- 
lichen Zusammenarbeit mit der 
AfD auf kommunaler Ebene an: 


»Wenn CDU und FDP es wagen 
wollen, mit dem Feuer zu spie- 
len, dann wird Königswinter 
brennen.« 


Über eine Zusammenarbeit mit 
solchen Leuten wird momentan 
in der CDU ernsthaft diskutiert! 


Allerdings hat Herr Reichardt 
auch Angst — Angst vor der eige- 
nen »Courage«. Nachdem sein 
»Posting« eine größere Verbrei- 
tung erfuhr als wohl gedacht, ließ 
er dieses wieder löschen. Aller- 
dings hat er dabei wohl eines der 
Grundprinzipien des Internets 
nicht verstanden: Das Internet 
vergißt nichts! 
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Zieht sich die CDU »rote Socken« an? 


Auf in die Zukunft... 


i 


pona 
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aber nicht 
auf roten Socken! 


Wer erinnert sich nicht an die 
»Rote-Socken«-Kampagne der 
CDU aus dem Jahr 1994? Lang 
ist es her — und geändert haben 
sich nicht die Linken, sondern die 
CDU. 


Beispiele gefällig? 
Der Ministerpräsident von NRW, 
Armin Laschet, über Die Linke: 


»Wenn sich das mal erledigt hat 
[er meint den »Anti-System-Cha- 


rakter« der Linken] und wenn kein 
Verfassungsschutz sie mehr be- 
obachten muß, weil sie gegen un- 
sere Grundordnung arbeitet, dann 
können wir über alles reden.« 


Friedrich Merz, CDU-Kanzler- 
kandidat in Lauerstellung: »Wenn 
ich dazu etwas beitragen kann, 
daß dieses Gesindel [er meinte 
AfD-Wähler und -Mitglieder] wie- 
der verschwindet, dann leiste ich 
diesen Beitrag.« Er ruderte zwar 
im Nachhinein zurück — aber ge- 
sagt ist gesagt. 

Jan Marco Luczak, CDU-MdB, 
zeigt in aller Offenheit, wie tief die 
CDU im Jahr 2020 gesunken ist. 
In einer Bundestagsrede zeigte er 
den destruktiven Umgang seiner 
Partei mit der AfD: »Ganz egal, 
was Sie in diesem Haus hier vor- 
schlagen werden, werden Sie nie 
die Unterstützung von der CDU/ 
CSU bekommen«. 


Letztes Beispiel: Die Mauschelei- 
en zwischen CDU und den Lin- 
ken in Thüringen bleiben weiter- 
hin dubios. Angeblich spekulierte 
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Aufpassen Deutschland! 


cDU 


Bodo Ramelow darauf, daß vier 
Abgeordnete der CDU-Fraktion 
während des (inzwischen »demo- 
kratisch« rückgängig gemachten) 
dritten Wahlganges zum »Klo« 
hätten gehen müssen. Diese vier 
Toilettengänger hätten die einfa- 
che Mehrheit für Ramelow gesi- 
chert. 

Die CDU unter Merkel ist zum 
Steigbügelhalter linker System- 
veränderer verkommen. 


L rebe [Leser gAHZ [LIN AÉ: 


Rechte Gesinnung = rechtsextrem = rechtsterroristisch 


Die »demokratischen« Politiker und die Me- Selbst alle CDU-Mitglieder, die sich zu Wer- 
dien drehen langsam durch. Und ein Groß- ten und damit zur CDU-WerteUnion beken- 
teil der »Zivilgesellschaft« läßt sich von dem nen, sollen wegen »rechter Gesinnung« aus- 
»Gegen-Rechts«-Virus infizieren. gegrenzt werden. 

e Der Nachbar soll beobachtet und gemel- Wer einer »rechten Gesinnung« verdächtig ist, 
det werden, wenn er sein T-Shirt rechtsherum wird von den Kirchen, von Gewerkschaften, 
trägt. Vereinen ausgeschlossen und als Hotelgast 
abgewiesen. Wer eine »rechte Gesinnung« 
hat, ist schuld an Untaten geistig-psychisch 
Kranker und damit am Rechtsterrorismus. So 
einfach ist das. 

Daß diese Gleichsetzung und Ächtung von 
»Volksfeinden« dem ähnelt, was man den 
Nationalsozialisten nach 1933 vorwirft, 
merken diese Superdemokraten offenbar 


nicht. Ihre UN-Mitarbeiter 


e Eine Nachbarin, die mit ihrem Töchterchen 
traditionelle Kinderlieder singt, zumal wenn 
diese Zöpfe hat und im Kleid zur Schule geht, 
ist höchst verdächtig. 


e Der Kollege, der einen Witz macht, den je- 
mand als »fremdenfeindlich« empfindet, soll 
beim Chef angeschwärzt werden. 


e Wer sich beim Karneval schwarz schminkt, 
wird als »rassistisch« gebrandmarkt. 
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Fernsehansprache von Boris Johnson, Premierminister des 
Vereinigten Königreichs, zum EU-Austritt am 31.1.2020: 


»This is not an end, but a beginning« 


BREXIT ADDRESS TO THE NATION 


The Prime Minister 


»Heute Nacht verlassen wir die 
Europäische Union. Für viele 
Menschen ist dies ein erstaunli- 
cher Moment der Hoffnung, ein 
Moment, von dem sie dachten, 
er würde niemals kommen. |...] 
Und das Wichtigste heute 
Abend ist, daß dies kein Ende, 
sondern ein Anfang ist! 

Dies ist der Moment, in dem die 
Morgendämmerung hereinbricht 
und der Vorhang für einen neuen 


SEPA-Lastschriftmandat 


Akt in unserem großen nationa- 
len Drama aufgeht. 


Und ja, es geht zum Teil darum, 
diese neuen Mächte — diese zu- 
rückeroberte Souveränität — zu 
nutzen, um die Veränderungen 
herbeizuführen, für die die Men- 
schen gestimmt haben. 


Sei es durch die Kontrolle der 
Einwanderung oder die Schaf- 
fung von Freihäfen oder die Be- 
freiung unserer Fischerei-Indu- 
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strie oder durch Freihandelsab- 
kommen. [...] 


Denn trotz all ihrer Stärken und 
ihrer bewundernswerten Eigen- 
schaften hat sich die EU über 50 
Jahre in eine Richtung entwik- 
kelt, die diesem Land nicht mehr 
entspricht. 


Und das ist ein Urteil, das Sie, 
das Volk, jetzt bei den Wahlen 
bestätigt haben. Nicht einmal, 
sondern zweimal. Und doch ist 
dieser Moment weitaus größer. 
[.-.] 

Dies ist der Beginn einer neuen 
Ära, in der wir nicht länger ak- 
zeptieren, daß Ihre Lebenschan- 
cen — die Lebenschancen Ihrer 
Familie — davon abhängen soll- 
ten, in welchem Teil des Landes 
Sie aufwachsen. 


Dies ist der Moment, in dem wir 
wirklich anfangen, uns zu verei- 
nen und uns zu verbessern. |...] 
Wir werden Hoffnung in ganz 
Großbritannien verbreiten.« 
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»Thesen des Christlichen Realismus« 


»Ohne Anhänger des dialekti- 
schen Materialismus zu sein, 
muß der Christ die Grundzüge 
der vom Marxismus-Leninis- 
mus gegebenen ökonomischen 
Analyse als richtig erkennen.« 


»Aus christlicher Verantwor- 
tung bekennt sich die CDU zur 
sozialistischen Gesellschafts- 
ordnung. Der Sozialismus gibt 
den Christen heute die beste 
Möglichkeit zur Verwirklichung 
der Forderungen Christi und 
zur Ausübung praktischen 
Christentums.« 


»Die christlichen Demokraten 
erkennen, daß die Arbeiter- 
klasse auf dem Wege der Er- 
richtung des Sozialismus die 
Führung hat, und sind fest ent- 


Für die Wahrung der Grund- und rrechte des Einzel 
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schlossen, gemeinsam mit der 
Partei der Arbeiterklasse für 


die Erreichung dieses Zieles zu 
kämpfen. « 


»Der planmäßige Aufbau des 
Sozialismus führt in der weite- 
ren Entwicklung in eine volks- 
demokratische Ordnung. Die 
CDU erkennt diese Entwick- 
lung als geschichtlich notwen- 
dig und folgerichtig an und 
wirkt deshalb bei ihrer Errich- 
tung und Festigung mit. « 


»Die DDR ist seit ihrer Grün- 

dung der Kern des Kampfes 

um ein einheitliches, unab- 

hängiges, demokratisches und 
friedliebendes Deutschland. « 

Auszug aus den 22 »Thesen des 

Christlichen Realismus«, die der 

VI. Parteitag der DDR-CDU 1952 

für verbindlich erklärte. 
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